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Der Bundesminister des Auswärtigen 

991-86.13 


Bonn, den 1. August 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


l^etr. : Deutsches ,,Feind“-Vermögen in USA 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 1996 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 

Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

Zu 1. Die Botsdiaft der Bundesrepublik Deutschland in Wa- 
shington ist bei dem Department of State vorstellig ge- 
worden und hat im Zusammenhang mit dem Ab- 
schluß des amerikanisch-rumänischen Abkommens vom 
30. März 1960 auf das noch ungelöste Problem der 
Rückgabe des deutsdien Vermögens in den USA liin- 
gewiesen. 

Das Department of State hat in seiner Erwiderung darauf 
aufmerksam gemacht, daß nach dem Abkommen ca. 
90 V. H. des in den USA beschlagnahmten und liquidier- 
ten rumänischen Vermögens (ca. 22 Mio s) mit ameri- 
kanischen Ansprüchen aus der Kriegs- und Vorkriegs- 
zeit sowie wegen Verstaatlichungsiiiaßnahmen verrechnet 
werden und daß Rumänien außerdem in den nächsten 
fünf Jahren laufende Zahlungen in Höhe von 2,5 Mio s 
zur endgültigen Befriedigung dieser Ansprüche leisten 
wird. 

Zu 2. Die Bundesregierung hat begründeten Anlaß zu der 
Annahme, daß der Präsident der Vereinigten Staaten 
die Erklärung dos Weißen Hauses vom 31. Juli 1957 
dem Grundsatz nach auch heute aufrechtertiält und daß 
die amerikanische Regierung diese Auffassung ebenfalls 
vertritt. Der Bundesregierung ist ferner bekannt, daß 
der für die Behandlung der amerikanischen Kriegsschäden- 
vorlage zuständige Ausschuß des Repräsentantenhauses 
in einem ßerid^t zu dieser Vorlage festgestellt hat, die 
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Lösung des schwierigen Problems der Rückgabe des be- 
schlagnahmten Vermögens bleibe einer späteren Gesetz- 
gebung und internationalen Verhandlungen Vorbehalten. 

Zu 3. Auf den Zusammenhang zwischen der Bereitschaft zu 
privaten deutschen Investitionen in Entwicklungsländern 
und einer Lösung der deutschen Vermögeiisfrage ist 
nicht nur in Gesprächen zwischen der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland in Washington und dem 
Department of State, sondern auch durch den Herrn 
Bundeswirtschaftsminister in Unterhaltungen mit maß- 
gebenden amerikanisdien Persönlichkeiten hingewiesen 
worden. 


In Vertretung 

van Scherpenberg 
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